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Streitschrift für eine bessere UNO


Das vorliegende Werk stellt eine Streitschrift für eine bessere UNO dar. Die Autoren treten vorbehaltlos für die Vereinten Nationen ein. Doch sie wünschen sich eine bessere, eine wirksamere und eine auf ihre Kernaufgaben konzentriertere UNO. Um es mit den Worten des UNO-Generalsekretärs Kofi Annan zu sagen: „Wir müssen die Vereinten Nationen zu dem wirksamen Instrument zur Konfliktverhütung machen, als das sie schon immer gedacht waren.“


Die beiden Autoren begrüßen die unermüdlichen Bemühungen der Vereinten Nationen, unsere Welt zu verbessern, und sie unterstützen alle diesbezüglichen UNO-Resolutionen. Aber um noch einmal Kofi Annan zu zitieren: „Doch solche Erklärungen klingen hohl, wenn sie nicht umgesetzt werden. Versprechungen sind bedeutungslos, wenn nicht danach gehandelt wird.“ In diesem Sinne ist das vorliegende Werk eine Aufforderung an die Vereinten Nationen zum Handeln und zugleich ein Appell an die Staatengemeinschaft, der UNO die Macht zu verleihen, im Sinne der Menschheit wirksam zu handeln. Andernfalls steht zu befürchten, dass die UNO so machtlos bleibt, wie es an vielen Stellen in diesem Buch aufgedeckt wird. Um Kofi Annan ein letztes Mal zu bemühen: „Die Welt muss von der Phase der Rechtssetzung zur Phase der Durchführung übergehen!“


Das Diplomatic Council, in dessen Verlag dieses Buch erscheint, gehört zum engsten Beraterkreis der Vereinten Nationen. Ausdrücklich unterstützt das Diplomatic Council das Konzept des Multilateralismus, also des gemeinsamen Handelns der Völker zum Wohle der Menschheit. Gerade deswegen ist es wichtig, multilaterale Institutionen wie die UNO kritisch zu begleiten und ihr Handeln zu hinterfragen. In diesem Sinne ist das vorliegende Werk als berechtige, konstruktive Streitschrift zu verstehen.




Der nachfolgenden Generation gewidmet


Dieses Werk ist unseren Kindern Tabea und Patrick sowie unseren Neffen und Nichten Jacqueline, Madeleine, Jenny, Lisa, Tony, Luc, David und Tommy gewidmet.


Sie alle repräsentieren die nächstfolgende Generation. Mögen sie in Frieden und Freiheit aufwachsen und als Erwachsene dafür Sorge tragen, dass die ihnen nachfolgende Generation ebenfalls in Frieden und Freiheit gedeihen kann.


Andreas Dripke


Hang Nguyen




UNO – United Nations Organisation


In diesem Buch wird durchweg die Abkürzung UNO für die United Nations Organisation verwendet. Damit soll ausgedrückt werden, dass die Organisation der Vereinten Nationen im Mittelpunkt der Ausführungen steht. Die häufig verwendete weitere Verkürzung auf UN findet daher im vorliegenden Werk bewusst keine Verwendung.




Vorwort


Nach dem ersten Weltkrieg mit 20 Millionen Toten gründet die internationale Staatengemeinschaft den Völkerbund mit einem einzigen Ziel: den Zweiten Weltkrieg zu verhindern. Der Völkerbund versagt. Rund 20 Jahre später beginnen die Vorbereitungen für den Zweiten Weltkrieg, der weit über 50 Millionen Menschenleben kostet. Die Organisation der Vereinten Nationen (United Nations Organisation) wird ins Leben gerufen, um einen Dritten Weltkrieg zu verhindern. Ist ihr das bislang gelungen? Darüber mag man streiten. Tatsächlich hat bisher niemand einen Dritten Weltkrieg ausgerufen.


Aber der Krieg ist schon seit Jahren längst nicht nur im Gange, sondern schlimmer noch auf dem Vormarsch. Heute toben weltweit mehr Kriege als je zuvor. Auf fünf von sieben Kontinenten herrscht Krieg. Die weltweite Zahl der militärischen Konflikte steigt seit Jahren stetig an, ebenso wie die Zahl der Opfer und der Flüchtlinge, die den Kriegen entkommen und ihr Leben retten wollen. Selbst in der bislang größten globalen Katastrophe des 21. Jahrhunderts, der weltweiten Ausbreitung des Coronavirus, ist es der UNO über mehrere Monate hinweg nicht gelungen, auch nur eine verbindliche Resolution über einen weltweiten Waffenstillstand zu verabschieden; von dem häufig kritisierten Vorgehen der zur UNO gehörenden Weltgesundheitsorganisation WHO angesichts der Pandemie ganz zu Schweigen. Ganz im Gegenteil steht die Idee des Multilateralismus, also das abgestimmte gemeinsame Handeln der Staatengemeinschaft, seit Beginn der 2020er Jahre stärker in Frage als zu Zeiten des Kalten Krieges.


Drücken wir alle die Daumen, dass es der UNO gelingt, dauerhaft den Weltfrieden und die Gesundheit der Welt zu sichern. Aber nach allem, was wir beim Eintritt in die 2020er Jahre sehen, werden die Vereinten Nationen ebenso wie ihre Vorgängerorganisation versagen. Die nächste Katastrophe oder gar der Dritte Weltkrieg scheinen unvermeidbar. Angesichts von 500 Kriegstoten pro Tag (!) muss man sich die Frage stellen, ob er nicht im Grunde schon längst ausgebrochen ist, auch wenn ihn keiner verkündet hat.


Wer daraus die Schlussfolgerung zieht, die Vereinten Nationen seien verzichtbar oder gar überflüssig, der irrt allerdings gewaltig. So schwach die UNO in vieler Hinsicht in ihrem politischen Wirken auch ist, so stark ist ihre Hilfe für Menschen in Not. Millionen von Menschen in vielen Teilen der Erde sind nur deswegen noch am Leben, weil sie vom Flüchtlings- oder vom Kinderhilfswerk, vom Welternährungsprogramm oder von der Weltgesundheitsorganisation der Vereinten Nationen Hilfe erhalten haben.


Es mag sein, dass die UNO dabei versagt, die Welt zu retten, aber für diejenigen Menschen, denen Rettung zuteil wird, ist es die Welt. Deshalb sind die Vereinten Nationen unverzichtbar, trotz all ihrer Schwächen und selbst dann, wenn sie die nächste Katastrophe oder gar den Dritten Weltkrieg nicht verhindern können.


Andreas Dripke


Hang Nguyen




Prolog


Die vielen Toten


Knapp 20 Millionen Menschen verloren im Ersten Weltkrieg ihr Leben, darunter circa 9,7 Millionen Soldaten und etwa 10 Millionen Zivilisten. Die Verluste waren aus sehr vielen Ländern zu beklagen: Australien (61.900 Tote), Belgien (104.900), Bulgarien (187.500), Deutsches Reich (2,46 Millionen), Dänemark (720), Kanada (66.900), Republik Frankreich (1,697 Millionen), Königreich Griechenland (176.000), Vereintes Königreich (994.100), Britisch-Indien (74.000), Königreich von Italien (1,24 Millionen), Japan (415), Montenegro (3.000), Österreich-Ungarn (1,567 Millionen), Osmanisches Reich (5 Millionen), Neuseeland (18.000), Neufundland (1.200), Norwegen (1890), Portugal (89. 200), Königreich Rumänien (680.000), Russisches Kaiserreich (3,311 Millionen), Königreich von Serbien (725.000), Schweden (870), Südafrikanische Union (9.400), Vereinigte Staaten von Amerika (117.400). Hinzu kamen geschätzt 21 Millionen Verletzte, die Folgen aus dem Krieg davongetragen haben.1


Im Zweiten Weltkrieg wurde alles noch schlimmer, viel schlimmer. Die Kampfhandlungen begannen, abgesehen von einzelnen Scharmützeln an der deutsch-polnischen Grenze, am 1. September 1939, als das Linienschiff „Schleswig-Holstein“ das Feuer auf die Westerplatte bei Danzig eröffnete, und endeten am 8. Mai 1945 um 23.01 Uhr. Das sind 2077 Tage oder 49.842 Stunden und 16 Minuten. In dieser Zeitspanne starben in jeder Stunde rund 1.000 Menschen. Insgesamt forderte der Zweite Weltkrieg das Leben von 50 Millionen Menschen, darunter 26,9 Millionen Soldaten und etwa 39 Millionen Zivilisten. Andere Schätzungen gehen sogar von rund 60 bis 80 Millionen Toten im Zweiten Weltkrieg aus.2


Die Opfer kamen aus zahlreichen Ländern: Australien (30.000 Tote), Belgien (60.000), Bulgarien (32.000), China (13,5 Millionen), Deutschland (6,355 Millionen), Finnland (91.700), Frankreich (360.000), Griechenland (180.000), Großbritannien (332. 825), Indien (3,024 Millionen), Italien (300.000), Japan (3,76 Millionen), Jugoslawien (1,69 Millionen), Kanada (43.190), Neuseeland (10.000), Niederlande (220.000), Norwegen (10.000), Südafrika (9.000), Philippinen (100.000), Polen (6 Millionen), Rumänien (378.000), Sowjetunion (27 Millionen), Tschechoslowakei (90.000), Ungarn (950.000), USA (407,316).3


Weit mehr als 100 Millionen Tote und Verletzte in zwei Weltkriegen binnen rund 30 Jahren. Soldaten, Zivilisten, Männer, Frauen, Kinder, zerstörte Leben, verlöschte Hoffnungen, unbeschreibbare Gräuel, unendliches Leid – im Angesicht dieser gigantischen Zerstörungswut wollte die Weltgemeinschaft mit einer „weltweiten Friedensorganisation“ alles daransetzen, das weitere Töten zu verhindern oder zumindest einzudämmen. Schon nach dem Ersten Weltkrieg mit rund 20 Millionen Toten gründete die internationale Staatengemeinschaft den Völkerbund mit einem einzigen Ziel: einen Zweiten Weltkrieg zu verhindern. Der Völkerbund versagte leider. Rund 20 Jahre später begannen die Vorbereitungen für den Zweiten Weltkrieg, der über 50 Millionen Menschenleben kostete.


Die Organisation der Vereinten Nationen (United Nations Organisation) wurde ins Leben gerufen, um einen Dritten Weltkrieg zu verhindern.


Ist ihr das bislang gelungen? Ja, insofern, als bislang niemand den Dritten Weltkrieg ausgerufen hat. Nein, insofern, als heute mehr Kriege auf der Welt toben als je zuvor. Die weltweite Zahl der militärischen Konflikte steigt seit Jahren stetig an, ebenso wie die Zahl der Opfer und der Flüchtlinge, die den Kriegen entkommen und ihr Leben retten wollen.4


Die vielen Kriege


Die Zählungen des Heidelberg Institute for International Conflict Research wiesen zwischen 2011 und 2019 im Durchschnitt 18 Kriege aus, die Jahr für Jahr rund um den Erdball stattfanden.5 Dabei bezog sich das Institut lediglich auf „echte Kriege“, nicht auf bloße militärische Auseinandersetzungen oder Konflikte, in denen gelegentlich auch Gewalt zur Anwendung kommt. Das Institut zählte 15 Kriege in 2019, 16 in 2018, 20 in 2017, 18 in 2016, 19 in 2015, 21 in 2014, 18 in 2012 und 20 in 2011. Vor dem Jahr 2011 sah es deutlich besser aus: Im Jahr 2010 gab es demnach „lediglich“ sechs Kriege, im Jahr davor „nur“ sieben Kriege. Neben diesen „echten Kriegen“ erfasste das Heidelberger Institut auch sogenannte „begrenzte Kriege“, die zu den „echten“ hinzuzuzählen sind. Hier waren die Zahlen ähnlich hoch: 23 begrenzte Kriege in 2019, 25 in 2018, 20 in 2017 und 2016, 24 in 2015, 25 in 2013 und 2012, 18 in 2011, 22 in 1010 und 24 in 2009. Eine um den Faktor zehn höhere Größenordnung ergibt sich, wenn man zusätzlich die Konflikte auf der Welt in Betracht zieht. Das Heidelberger Institut benannte 385 Konflikte im Jahr 2019, von denen mehr als die Hälfte – 196 – als gewalttätig eingestuft wurden.


Ähnlich hoch lagen die Zahlen in den Vorjahren: 374 Konflikte in 2018, davon 214 gewalttätig, 385 Konflikte in 2017, davon 222 gewalttätig, 402 Konflikte in 2016, davon 226 gewalttätig, 409 Konflikte in 2015, davon 223 gewalttätig, 424 Konflikte in 2014, davon wiederum 223 gewalttätig, 414 Konflikte in 2014, davon 221 gewalttätig.


War es früher besser? Die Analysen des Heidelberger Instituts für internationale Konfliktforschung sagen „ja“. 1992, im ersten Jahr, als das Institut die Forschungsreihe gestartet hat, wies der damalige Report über 100 Konflikte und fünf Kriege aus. 1993 waren es bereits 119 Konflikte und 23 Kriege. Ohne die Methodik des Instituts hier im Detail darzustellen oder die Definitionsfrage nach den Unterschieden zwischen „echten Kriegen“, „begrenzten Kriegen“ und „gewalttätigen Konflikten“ detailliert zu diskutieren, lässt sich eines feststellen: Die Gewalt nimmt weltweit zu, nicht etwa ab. Menschen werden entwurzelt, verletzt, getötet. Jeden Tag kommen im Schnitt 500 Menschen durch gewalttätige Konflikte ums Leben, das sind 182.000 Kriegstote pro Jahr. Das sind zusammen weit mehr als 12 Millionen Tote seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs.6


Diese Zahlen könnten möglicherweise sogar noch zu konservativ sein. Eine Untersuchung von Global Research legt nahe, dass seit Ende des Zweiten Weltkriegs in 37 Staaten mindestens 20 Millionen Menschen allein durch Kampfhandlungen ums Leben gekommen sind, die unmittelbar auf die USA zurückzuführen sind. Die Länder wurden entweder direkt angegriffen oder durch geheimdienstliche Tätigkeiten der USA in Bürgerkriege getrieben.7 Alle diese Zahlen basieren auf Schätzungen, unterliegen Definitionsfragen und sind häufig auch politisch motiviert. Die entscheidende Frage in Bezug auf das Thema des hier vorliegenden Buches ist allerdings einfach: Trägt die UNO dazu bei, die Gewaltpotenziale zu entschärfen und wenn ja, in welchem Umfang? Die Antwort ist ernüchtern, wie auf den folgenden Seiten ausführlich dargelegt wird.




Die Anfänge


Das Recht der Völker


Der Gedanke einer Staatengemeinschaft ist nicht neu. Der Begriff „Völkerrecht“ fand erstmals 1625 in dem Buch „Über das Recht des Krieges und des Friedens“ des niederländischen Rechtsgelehrten Hugo Grotius Erwähnung. Der Philosoph Immanuel Kant beschrieb 1795 in seinem Buch „Zum ewigen Frieden“ ausführlich die Idee einer „durchgängig friedlichen Gemeinschaft der Völker“. Die Aufklärung brachte im 19. Jahrhundert eine erste internationale Friedensbewegung hervor, die zu den Haager Friedenskonferenzen 1899 und 1907 führte.


Ziel war die Entwicklung von Grundsätzen für die friedliche Regelung internationaler Konflikte. Die Idee dahinter ist großartig: die Abschaffung des Krieges als Mittel der Auseinandersetzung zwischen Völkern und stattdessen die Etablierung eines Rechtsweges zur Lösung von Konflikten. Es ist damals nicht gelungen, es ist mit dem Völkerbund nicht gelungen und mit heute rund 20 Kriegen jährlich lässt sich nur schwerlich argumentieren, dass die UNO erfolgreicher sei. Aber bei aller Kritik sollte man einen Moment innehalten, um die Großartigkeit des Gedankens „Rechtsweg statt Krieg“ zu würdigen, der allen diesen Bemühungen mehr oder minder zugrunde liegt.


Auf der ersten Haager Friedenskonferenz 1899 kamen 26 Staaten zusammen, auf der zweiten Konferenz 1907 immerhin 44 Länder, um eine internationale Rechtsordnung zu erarbeiten. Man einigte sich auf die Einrichtung eines Schiedsgerichtshof in Den Haag, konnte jedoch keine Verbindlichkeit der Gerichtsurteile der neu zu erschaffenden Institution festlegen. Schon damals trat die Kernfrage deutlich zutage, wieviel Souveränität die Staaten aufgeben wollen, um sich einer Art „supranationaler Weltordnung“ zu unterwerfen. Auch die Möglichkeiten zur Durchsetzung von Gerichtsurteilen wurde bereits erörtert, also die Frage nach einer internationalen Exekutive, wie sie heute die „Blauhelme“ der UNO darstellen.


Damals sollte die Festlegung der Verbindlichkeit auf einer für zunächst 1914, dann 1915, geplanten dritten Friedenskonferenz geschehen und wurde im Völkerbund als kollektive Sicherheit institutionalisiert.8 Der heute zur UNO gehörende Internationale Gerichtshof (IGH) als höchstes Organ der Rechtsprechung basiert ganz entscheidend auf den Ausarbeitungen der Haager Friedenskonferenzen.


Das Scheitern des Völkerbundes


Die Idee, eine weltweite Organisation zu schaffen, die als eine neutrale Plattform zur Verständigung der Staaten untereinander dient, wurde nach dem Ersten Weltkrieg wiederbelebt. Hierzu riefen die Siegermächte die Pariser Friedenskonferenz ein, auf dem der Versailler Vertrag unterzeichnet und die Gründung des Völkerbundes beschlossen wurde.


Es lässt sich schwer bestreiten, dass der Versailler Friedensvertrag zumindest argumentativ maßgeblich zum Aufstieg Hitlers und damit zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs beitrug. Schon damals waren einfache Argumentationslinien gefragt: Der Versailler Vertrag knechtet Deutschland ungebührlich, die Bevölkerung leidet darunter, das lassen wir uns nicht gefallen, sondern wehren uns – so lässt sich der damals in Deutschland populäre Tenor gegen den Vertrag von Versailles zusammenfassen.


Tatsächlich lassen sich Fakten dazu anführen: Deutschland musste Elsaß-Lothringen an Frankreich sowie Posen und Westpreußen an Polen abtreten, das Memelland kam unter französische Kontrolle, das Hultschiner Land ging an die neu gegründete Tschechoslowakei, das Saargebiet, Danzig und die deutschen Kolonien wurden dem Völkerbund unterstellt.


Diese umfassenden Maßnahmen reichten einerseits offenbar nicht, um Deutschland dauerhaft klein zu halten, gaben andererseits aber den Nationalsozialsten gewichtige Argumente an die Hand, um sich gegen den „aufdiktierten Frieden“ zu wehren. Der französische Marschall Ferdinand Foch analysierte den Versailler Vertrag trefflich: „Das ist kein Frieden. Das ist ein 20jähriger Waffenstillstand.“9


Es zeigte sich schon damals – wie später bei der Gründung der Vereinten Nationen –, dass die Formung eines Bündnisses der Staaten nach einem Weltkrieg, bei dem es Sieger und Besiegte gibt, einen grundlegenden Konstruktionsfehler aufweist: Die Sieger diktieren die Bedingungen. Dieses Problem setzte sich bei der Gründung der Vereinten Nationen als Nachfolgeorganisation des Völkerbundes fort. Stark vereinfacht skizziert besteht die UNO aus dem Sicherheitsrat als Spiegel der damaligen Machtverhältnisse, einer flexiblen, militärischen Eingreiftruppe unter der Führung des Sicherheitsrates, einer Gruppe von Unterorganisationen für praktisch alle Themengebiete der Menschheit, einem allumfassenden Netzwerk von Hilfsorganisationen und einer darum herum errichteten gigantischen Bürokratie.


Zurück zum Völkerbund: Als Ergebnis der Pariser Friedenskonferenz nach dem Ersten Weltkrieg und basierend auf einem „14-Punkte-Programm“ des US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson nahm der Völkerbund mit Sitz in Genf am 10. Januar 1920 seine Arbeit auf. Die Zielsetzung war damals schon ebenso hochtrabend wie später bei der UNO: dauerhafter Frieden durch ein System der kollektiven Sicherheit, internationale Abrüstung und die Beilegung eventueller Streitigkeiten zwischen den Staaten durch ein Schiedsgericht.


Im Gegensatz zur UNO sah die Satzung des Völkerbundes eine Verpflichtung aller Mitgliedstaaten vor, im Falle eines kriegerischen Angriffs eines Landes gegen einen Mitgliedsstaat „sofort und direkt“ militärische Hilfe zu leisten. Getreu dem Grundsatz „wehret den Anfängen“ sollte damit einer Verzögerung durch die Beratung in Gremien vorgebeugt werden. Im Ernstfall hielt sich allerdings kein Mitgliedsland an diese Vorgabe, sondern taktierte nach eigenem Gutdünken. Konsequenterweise wurde bei der späteren UNO-Gründung diese Verbindlichkeit abgesehen von Beschlüssen des UNO-Sicherheitsrates herausgenommen. Es hatte sich die Auffassung durchgesetzt, dass es besser ist, unverbindliche Erklärungen abzugeben als verbindliche, die aber nicht umgesetzt werden.


Mit dem Ausbruch des Zweiten Weltkriegs wurde das Scheitern des Völkerbundes besiegelt. Am 18. April 1946 beschlossen die 34 noch verbliebenen Mitgliedsstaaten, den Völkerbund mit sofortiger Wirkung aufzulösen. Doch die Idee ging nicht unter: Noch während der Zweite Weltkrieg tobte, nahmen der US-amerikanische Präsident Franklin D. Roosevelt und der britische Premier Winston Churchill die Idee einer Weltorganisation zur Sicherung des Friedens wieder auf, die kurz nach dem Krieg in die Gründung der United Nations Organisation mündete.10


Roosevelt starb allerdings am 12. April 1945 nach einer langen schweren Krankheit und konnte die Gründung der UNO am 24. Oktober 1945 nicht mehr miterleben.


Die Anfänge der UNO


„Mr. chairman and delegates to the United Nations conference on international organisation: Oh what a great day this can be in history!” Mit diesen Worten eröffnete US-Präsident Harry S. Truman die Konferenz zur Gründung der Vereinten Nationen.11


Hierzu hatten sich am 24. April 1945 in San Francisco Diplomaten aus 50 Ländern zur Gründungskonferenz getroffen. Mit 850 Delegierten, Beratern und sonstigem Personal – insgesamt 3.500 Personen – galt sie als die bis dato größte internationale Konferenz ihrer Zeit. Es war mit zehn Vollversammlungen und knapp 400 Ausschusssitzungen und auf gut zwei Monate verteilt auch eine der längsten Konferenzen. Man kann also ohne weiteres sagen, dass die Wurzeln für die heutige Gigantomanie der Vereinten Nationen durchaus schon bei ihrer Gründung gelegt wurden.


Ebenso wegweisend war die bürokratische Vorgehensweise in San Francisco. Zunächst bildete die Konferenz einen Lenkungsausschuss, der aus den Delegationsleitern aller beteiligten Länder bestand. Dieser Ausschuss erhielt die Aufgabe, in allen politischen Fragen und allen grundsätzlichen Angelegenheiten zu entscheiden. Selbst bei nur einem Vertreter pro Land ergab sich freilich mit 50 Personen eine Ausschussgröße, die für Detailfragen zu unübersichtlich ist. Folglich wurde aus den Delegationsleitern ein 14-köpfiger Vorstand gewählt, der Empfehlungen an den Lenkungsausschuss vorbereiten sollte.


Danach wurde der Entwurf der Charta in vier Abschnitte aufgeteilt, die jeweils von einer Kommission geprüft wurden. Die erste Kommission befasste sich mit den allgemeinen Zielen der Organisation, ihren Grundsätzen, der Mitgliedschaft, dem Sekretariat und mit der Frage der Charta-Änderungen. Die zweite Kommission überprüfte alle Vollmachten und die Verantwortungen der Generalversammlung, während die dritte Kommission über den Sicherheitsrat beratschlagte. Die vierte Kommission erarbeitete einen Entwurf für die Satzung des Internationalen Gerichtshofs. Dabei blieb es aber nicht: die vier Kommissionen wurden nochmals in zwölf Fachausschüsse unterteilt.12


Wer heute behauptet, die UNO sei über all die Jahre hinweg immer komplexer geworden, hat Recht und irrt dennoch: Die UNO war schon in ihren Anfängen kompliziert. Vielleicht ist das ihrer Mammutaufgabe – der Sicherung des Weltfriedens – geschuldet, vielleicht ist das aber auch ein Grund dafür, dass sie genau diese Aufgabe nur unzureichend zu erfüllen vermag.


Schon damals zeichnete sich übrigens auch das Ringen um die richtigen Worte, die politisch korrekten Begriffe, ab. Sollte beispielsweise bei der Entlassung von Kolonien in die Freiheit die Übernahme einer Treuhandschaft durch die Vereinten Nationen dem betroffenen Staat „Unabhängigkeit“ (Independence) oder „Selbstverwaltung“ (Self-Government) bringen? Bereits damals galt: Wer das für unerheblich hielt, solange es den betroffenen Menschen die ersehnte Freiheit brachte, hatte die Rechnung ohne die Bürokraten gemacht. Das Ergebnis der Beratungen über diese spezifische Frage deutete wohl schon zur damaligen Zeit auf die Zukunft vieler UNO-Ergebnisse hin: Man einigte sich auf die Formulierung „Unabhängigkeit oder Selbstverwaltung“.


Die Kompetenzen des Internationalen Gerichtshofs verursachten eine umfangreiche Debatte. Die Konferenz beschloss, dass die Mitgliedstaaten nicht dazu verpflichtet würden, die Zuständigkeit des Gerichtshofs anzuerkennen, sondern dass sie ihre Zustimmung zur verbindlichen Rechtsprechung freiwillig geben. Diese Unverbindlichkeit, die den Vereinten Nationen später häufig den Ruf eines „Papiertigers“ einbrachte, wurde also schon mit der Gründung angelegt. Der Vorwurf, dass sie in aufwändigen Abstimmungsprozessen und Sitzungsmarathons vor allem viel Papier produziere, das jedoch wenig Wirkung zeige, holte die UNO im Laufe ihres Bestehens immer wieder ein. Dem ist entgegenzuhalten, dass es zumindest einen ersten Schritt darstellt, die „bessere Welt“ zu Papier zu bringen und dadurch Ziele zu setzen. Denn nur wer Ziele hat, kann sich auch auf den Weg machen, diese zu erfüllen – und möglicherweise und hoffentlich auch andere davon überzeugen, ebenfalls diesem Weg zu folgen.


Doch genau daran hapert es bei den Vereinten Nationen recht häufig: Sie ist großartig darin, hehre Ziele zu beschreiben, aber auf den Weg dahin macht sie sich häufig nur in kaum wahrnehmbaren Trippelschritten und findet oftmals nur sehr wenige, die ihr folgen. Dadurch ist die Diskrepanz zwischen den gesetzten Zielen und den erreichten Erfolgen über die Jahrzehnte hinweg immer größer geworden, wie eine Zwischenbilanz zum 75-jährigen Bestehen der UNO ergibt. Das gilt auch, weil sie im Laufe der Zeit immer ehrgeizigere Ziele entwickelt und proklamiert hat, so dass das Scheitern auf dem Weg dahin beinahe schon vorprogrammiert erschien. Viele Wurzeln dieser Entwicklung wurden bereits bei der Gründung der Vereinten Nationen gelegt; dazu gehört das Prinzip der Resolutionen.


Abgesehen vom UNO-Sicherheitsrat stellen alle Resolutionen der Vereinten Nationen lediglich Empfehlungen dar, Richtlinien, an die sich die Staaten halten können oder auch nicht. Anders formuliert: Die Staaten können leicht zustimmen, weil sie wissen, dass sie sich ohnehin nicht daranhalten müssen.


Grundlage für eine bessere Welt


Dennoch dauerten schon die Gründungsverhandlungen lange. Erst am 26. Juni 1945, also gut zwei Monate nach Beginn der Konferenz, waren die Verhandlungen abgeschlossen und die Charta der Vereinten Nationen wurde von den 50 Gründungsstaaten feierlich unterzeichnet. US-Präsident Harry S. Truman sagte auf der Schlussversammlung: „Die Charta der Vereinten Nationen, die Sie soeben unterzeichnet haben, ist eine solide Grundlage, auf der wir eine bessere Welt errichten können. Die Geschichte wird Sie dafür ehren. Zwischen dem Sieg in Europa und dem letzten Sieg in diesem zerstörerischsten aller Kriege haben Sie einen Sieg gegen den Krieg selbst erzielt… Mit dieser Charta kann die Welt einer Zeit entgegenblicken, in der es allen würdigen Menschen offensteht, ein anständiges Leben als freie Menschen zu führen.“13


Die Worte drückten die Hoffnungen der damaligen Zeit nach 50 Millionen Toten im Zweiten Weltkrieg aus. Ein solches Massaker sollte sich nie mehr wiederholen. Allerdings wies Truman darauf hin, dass es nicht nur auf die schönen Worte in der Charta ankäme, sondern vor allem auf die Umsetzung, also die Anwendung der Charta: „Wenn wir sie ungenutzt lassen, verraten wir all jene, die dafür gestorben sind, dass wir uns hier in Freiheit und Sicherheit versammeln können, um sie auszuarbeiten. Wenn wir versuchen, sie eigennützig, zum Vorteil eines einzelnen Staates oder einer kleinen Gruppe von Staaten einzusetzen, machen wir uns ebenfalls des Verrats schuldig.“14 Mehr als 75 Jahre später klingen diese Worte wie eine düstere Prophezeiung, denn genau daran, an der Umsetzung, ist die UNO über all diese Jahrzehnte hinweg wieder und wieder gescheitert – maßgeblich auch am Eigennutz einzelner Staaten, nämlich der Vetomächte.


Am 28. Juni 1945 kam Polen als 51. Gründungsstaat hinzu; das Land war zwei Tage zuvor nicht unterschriftsfähig, weil die Regierungsbildung noch nicht abgeschlossen war.15 Offiziell gibt es die UNO allerdings erst seit dem 24. Oktober 1945. An diesem Tag wurde die Urkunde auch von China, Frankreich, der Sowjetunion, dem Vereinigten Königreich, den USA und vielen anderen Ländern unterschrieben. Als Arbeitsgrundlage haben sich die UNO und ihre Mitgliedstaaten die Charta der Vereinten Nationen geschaffen. In ihr sind die fundamentalen Prinzipien der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit sowie die Ziele und Aufgaben der Weltorganisation festgelegt.


Aus der Charta ergab sich von Anfang an, dass sich die Vereinten Nationen nicht als Weltregierung verstehen. Sie erlassen dementsprechend keine Gesetze, sondern lediglich Empfehlungen, die in der UNO-Sprache Resolutionen heißen. Die Resolutionen sind in der Regel moralisch-mahnend, aber letztlich unverbindlich. Dazu wurde lediglich eine Ausnahme festgelegt: Die Resolutionen des UNO-Sicherheitsrats sind grundsätzlich völkerrechtlich verbindlich.


Als Mitglieder in den Vereinten Nationen sind ausschließlich die Staaten zugelassen. Nicht-staatliche Organisationen (Non-Governmental Organisations) wie beispielsweise das Diplomatic Council, dessen Verlag das hier vorliegende Buch herausgibt, können sich mit einem Beobachtungs- und Beraterstatus bei der UNO akkreditieren, um Gehör zu finden. Die UNO verfügt über, so scheint es, beinah unzählige Haupt- und Nebenorgane, Sonderorganisationen und Programme, die ein äußerst komplexes Gebilde darstellen. In der internationalen Politik treten die Vereinten Nationen entweder als Forum – beispielsweise die Generalversammlung –, als Instrument – beispielsweise für UNO-Mitgliedstaaten –, oder auch selbst als Akteur – unter anderem in Form des UNO-Generalsekretärs –, auf.


Randnotiz: Deutschland ist ein Feindstaat


Es ist wohl nur eine Randnotiz wert, dass Deutschland von Anfang an und heute noch immer in der UNO-Charta als „Feindstaat“ geführt wird. In den Artikeln 53, 77 und 107 geht es um „alle Staaten, die mit einem der derzeitigen Unterzeichner dieser Charta während des Zweiten Weltkriegs im Kriegszustand waren“ – dazu gehört Deutschland. Jedes UNO-Land hat das Recht, in den unter diese Klausel fallenden Ländern militärisch einzugreifen – auch ohne weiteres UNO-Mandat, allerdings nur im Falle einer „Wiederaufnahme der Angriffspolitik“. In der Praxis wird diese Feindstaatenklausel seit Jahrzehnten schlichtweg ignoriert.16 An Gültigkeit verloren hat sie dadurch allerdings nicht. Vielmehr steht sie beispielhaft dafür, wie reformbedürftig die Vereinten Nationen sind – nicht nur bei den Formulierungen in der Charta.


Das UNO-Hauptquartier in New York


Nachdem der in Genf ansässige Völkerbund versagt hatte, richteten die Vereinten Nationen als Nachfolgeorganisation ihr Hauptquartier zunächst in London ein, bevor sie schließlich nach New York umzogen. Der US-Milliardär John D. Rockefeller Jr. stiftete ein etwa sieben Hektar großes ehemaliges Schlachthofgelände am Ostufer Manhattans, das den Status eines internationalen Territoriums erhielt. Am 24. Oktober 1949 wurde der Grundstein für das neue UNO-Hauptquartier in New York gelegt. Der umfangreiche Gebäudekomplex wurde von einer Gruppe bekannter Architekten unter der Führung von Le Corbusier und Oscar Niemeyer entworfen. 1951 kam es zur Fertigstellung, ein Jahr später bezogen die Vereinten Nationen ihre neue Zentrale.17 Zu dieser Zeit gehörten die USA übrigens zu den eifrigsten Verfechtern des UNO-Gedankens: Für den Bau des Gebäudes gewährten sie sogar ein zinsloses Darlehen.


Das UNO-Hochhaus am East River in Manhattan hat sich zum Symbol der Vereinten Nationen entwickelt. Das ist möglicherweise bezeichnend: In dem 39-stöckigen Hochhaus ist nämlich das Sekretariat untergebracht, also ein Großteil der UNO-Bürokratie. In diesem Sinne ist das UNO-Wahrzeichen wahrlich eine Hommage an die Bürokratie, was den regelmäßig geäußerten Vorwurf, dass die UNO an einer aufgeblähten Bürokratie geradezu erstickt, unterstreicht.


Neben dem Hauptquartier in New York gibt es in Wien, Genf und Nairobi weitere offizielle Amtssitze der UNO.




Die Gremien


Die Vereinten Nationen sind in sechs Hauptorgane unterteilt, die in Artikel 7 der Charta der Vereinten Nationen aufgeführt sind. Dies sind der Sicherheitsrat, die Generalversammlung, der Wirtschafts- und Sozialrat, das Sekretariat und der Internationale Gerichtshof sowie – völlig unwichtig, aber der Vollständigkeit halber erwähnt – der Treuhandrat.18


Der Sicherheitsrat


Als einziges UNO-Gremium kann der Sicherheitsrat völkerrechtlich bindende Resolutionen verabschieden und ist damit das mächtigste Organ. Laut Artikel 24 der UNO-Charta trägt er „die Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit“ und er kann dazu auch Zwangsmaßnahmen wie Sanktionen oder Gewaltanwendung legitimieren. Insgesamt sind im Sicherheitsrat 15 Staaten vertreten, darunter die fünf ständigen Mitglieder China, Frankreich, Großbritannien, Russland und die USA. Die restlichen Mitglieder werden von der Generalversammlung für jeweils zwei Jahre gewählt, wobei ein regionaler Proporz eingehalten wird. Entscheidungen des Sicherheitsrats bedürfen einer Mehrheit von neun Stimmen, einschließlich der fünf ständigen Mitglieder. Diese verfügen damit faktisch über ein Vetorecht.19


Die Vetofalle


Die Unfähigkeit der Vereinten Nationen, ihr einziges Gremium, das überhaupt völkerrechtlich bindende Resolutionen verabschieden kann, den Sicherheitsrat, zu einem starken Kämpfer für Frieden, Gerechtigkeit und Menschlichkeit zu machen, ist eine unmittelbare Folge des Vetoprinzips dieses Gremiums. Die fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates – die Vereinigten Staaten von Amerika, die Russische Föderation (seit 1991, zuvor die Sowjetunion), die Volksrepublik China (seit 1971, zuvor Taiwan), Großbritannien und Frankreich – wollten unter allen Umständen sicherstellen, dass es keine Entscheidungen gegen ihre Interessen geben kann. Sie legten daher in Artikel 27 der UNO-Charta fest, dass kein Beschluss zustande kommt, wenn nur eines der Mitglieder im Sicherheitsrat widerspricht. Dieses Vetorecht war den damaligen Umständen geschuldet. Bei den Gründungsmitgliedern handelt es sich im Wesentlichen um die Siegermächte des Zweiten Weltkriegs.


Der am Ende siegreiche Kampf gegen das Dritte Reich hatte sie geeint – und nach den Schrecken des Krieges waren sie weiterhin geeint in dem Wunsch, dass sich so etwas niemals mehr wiederholen sollte. China galt zwar nicht als Siegermacht, wurde aber in erster Linie als Gegengewicht zu Japan in den Rat einbezogen; schließlich hatten die Japaner im Zweiten Weltkrieg Seite an Seite mit Hitler-Deutschland und MussoliniItalien gekämpft.


Die Einigkeit der fünf permanenten Mitglieder im Sicherheitsrat schmolz rasch dahin. In den Jahrzehnten des Kalten Krieges standen sich mit den USA und der Sowjetunion die beiden Erzfeinde gegenüber. Damit war die Handlungsunfähigkeit der UNO im Grunde schon in ihrer DNA angelegt. Immerhin sieht Artikel 27 der UNO-Charta vor, dass sich ein Land der Stimme enthalten muss, wenn es selbst in den Konflikt involviert ist, der zu Abstimmung kommt. Das bedeutet, es kann in diesem Fall kein Vetorecht ausüben. Das setzt allerdings voraus, dass sich die permanenten Mitglieder des UNO-Sicherheitsrates an diese in der Charta eindeutig formulierte Regel halten müssten. Tun sie aber nicht. So hat die UdSSR bei der Resolution über die Invasion in der Tschechoslowakei 1968 Veto eingelegt, Frankreich bei der Annexion von Mayotte 1976 und die USA 1986 bei der Verurteilung der Bombardierung Libyens, obgleich alle drei Staaten jeweils unzweifelhaft selbst betroffen waren. Selbst der Versuch, angesichts der weltweit grassierenden Coronavirus-Pandemie 2020 eine Resolution zu verabschieden, die zur Waffenruhe in Konfliktgebieten aufruft, scheiterte über Monate hinweg am Widerstand der USA, bevor es endlich zu einer Einigung kam.20


Mit anderen Worten: Die Gründungsmitglieder des höchsten und einzig wirksamen Gremiums der Vereinten Nationen halten sich selbst nicht an die Regeln, die sie aufgestellt haben. Vielmehr stellten sie selbst angesichts der wohl größten globalen Katastrophe seit Gründung der Vereinten Nationen, der Pandemie 2020/21, für jedermann sichtbar ihre eigenen nationalen Interessen vor die Staatengemeinschaft.


All die schönen Worte vom Weltfrieden und der Einigkeit der Völker, wie sie die UNO in unzähligen Gremien auf ungezählten Seiten zu Papier gebracht hat, verpuffen angesichts der Machtinteressen einiger weniger militärisch starker Staaten. Das Recht des Stärkeren schlägt die Rechte der Staatengemeinschaft. So ist es wenig verwunderlich, wenn sich der Respekt vor den Vereinten Nationen in vielen Ländern rund um den Globus in Grenzen hält.


Die Generalversammlung


In der Generalversammlung, manchmal auch „Parlament der Nationen“ genannt, sind alle UNO-Mitgliedstaaten mit jeweils einer Stimme vertreten. An die Mitgliedstaaten, den Sicherheitsrat oder andere Organe kann das Plenum allerdings nur Empfehlungen aussprechen, die zwar keine verpflichtende, aber oft eine moralische Wirkung haben.


Lediglich Entscheidungen, die die UNO als Organisation betreffen, kann die Generalversammlung verbindlich fällen. Dies betrifft vor allem Haushaltsfragen. Bei wichtigen Themen wie der Wahl der Sicherheitsratsmitglieder oder der Aufnahme neuer UNO-Mitglieder ist eine Zweidrittelmehrheit nötig. Thematisch unterliegt die Generalversammlung kaum einer Beschränkung. Nur wenn sich der Sicherheitsrat zur gleichen Zeit mit einem Problem befasst, ist es für das „Parlament der Nationen“ tabu.


Der Krieg der UNO


Die United Nations Organisation wurde 1945 zur Friedenssicherung ins Leben gerufen, nicht, um Kriege zu führen. Daher verbietet die Charta der Vereinten Nationen grundsätzlich die Kriegsführung. Aber es gibt Ausnahmen in Kapitel VII (Maßnahmen bei Bedrohung oder Bruch des Friedens und bei Angriffshandlungen).21 So heißt es in Artikel 42: „Ist der Sicherheitsrat der Auffassung, dass die in Artikel 41 vorgesehenen Maßnahmen unzulänglich sein würden oder sich als unzulänglich erwiesen haben, so kann er mit Luft-, See- oder Landstreitkräften die zur Wahrung oder Wiederherstellung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen durchführen.“ In Artikel 41 sind friedliche Maßnahmen wie Wirtschaftssanktionen als Drohpotenziale vorgesehen.


Ausgenommen von Angriffen durch die UNO sind allerdings innere Angelegenheiten der Staaten. Hierzu heißt es klar: „Aus dieser Charta kann eine Befugnis der Vereinten Nationen zum Eingreifen in Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines Staates gehören, oder eine Verpflichtung der Mitglieder, solche Angelegenheiten einer Regelung auf Grund dieser Charta zu unterwerfen, nicht abgeleitet werden; die Anwendung von Zwangsmaßnahmen nach Kapitel VII wird durch diesen Grundsatz nicht berührt.“22


Es wird oft behauptet, der Sicherheitsrat sei das mächtigste und letztendlich einzig wirkungsstarke Gremium der Vereinten Nationen. Das ist richtig und falsch zugleich. Ist der UNO-Sicherheitsrat aufgrund der Vetoregelung nicht in der Lage, Entscheidungen zu treffen, so kann die UNO-Generalversammlung ein Notstandsgremium, genannt „Uniting for Peace“ („Vereint für den Frieden“) einberufen. Das ist insofern deutlich einfacher, als in der Generalversammlung praktisch alle Staaten vertreten sind und es keine Vetomöglichkeit gibt.


Die Mehrheitsentscheidung der Generalversammlung kann also nicht durch einen einzelnen Staat blockiert werden, wie es beim Sicherheitsrat, dem nur 15 Länder angehören, der Fall ist. Mit einer Zweidrittelmehrheit kann die Generalversammlung „vereint für den Frieden“ dem Sicherheitsrat sogar Empfehlungen geben. Bleibt der Rat dennoch weiterhin untätig, könnte die Generalversammlung selbst eingreifen und beispielsweise den Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag damit beauftragen, Kriegsverbrecher zu verfolgen und zu bestrafen, um dadurch Druck auf kriegsführende Parteien auszuüben.


Man könnte das Notstandsgremium somit als eine Art Weltparlament betrachten, das den Willen der Menschheit widerspiegelt. Es trat erstmals 1950 angesichts des Koreakriegs zusammen. Seitdem ist diese UNO-Institution allerdings wie vom Erdboden verschluckt. Selbst angesichts des nicht enden wollenden Syrienkrieges ist von „Uniting for Peace“ keine Rede. So muss man wohl konstatieren, dass die Generalversammlung der Vereinten Nationen die ihr in der Charta zugedachten Machtbefugnisse nicht in vollem Umfang ausnutzt, etwa um Menschenleben zu retten, sondern „die Sache“ lieber dem entscheidungsblockierten Sicherheitsrat überlässt. Damit ist der Rat faktisch tatsächlich das mächtigste Gremium.23


Der Wirtschafts- und Sozialrat


Der aus 54 Staaten bestehende Wirtschafts- und Sozialrat (Economic and Social Council, kurz ECOSOC) beschäftigt sich vor allem mit entwicklungspolitischen Problemen sowie auch Menschenrechtsfragen. Die Koordinierung zahlreicher Sonderorganisationen, die in diesem Bereich tätig sind, ist eine der Hauptaufgaben des Gremiums, das jedes Jahr im Juli abwechselnd in New York und Genf tagt. Die Generalversammlung wählt jährlich ein Drittel der Mitglieder unter Einhaltung eines regionalen Verteilungsschlüssels für eine dreijährige Amtszeit.24


Kein Thema ohne UNO


Der Wirtschafts- und Sozialrat steht exemplarisch dafür, dass es kaum ein Thema gibt, mit dem sich die Vereinten Nationen nicht befassen. In ständigen Kommissionen, Komitees und Konferenzen beschäftigt sich die UNO mit allem, was der Welt in irgendeiner Form helfen könnte. So gibt es Kommissionen für Statistik, Bevölkerung und Entwicklung, soziale Entwicklung, den Status von Frauen, Drogen, Kriminalitätsvorbeugung und Gerechtigkeit, Wissenschaft und Technologie, um nur einige zu nennen. Wohlgemerkt, es sind durchweg Themen von Belang, aber es stellt sich die Frage, ob sich die UNO damit nicht zu viel aufbürdet und von ihrer Kernaufgabe – der Friedenssicherung – ablenkt. Der Reigen der Betätigungsfelder scheint nahezu unerschöpflich. Es gibt Regionalkommissionen für Afrika, Asien-Pazifik, Europa, Lateinamerika und die Karibik sowie Westasien. Hinzu kommen unzählige dauerhafte Komitees etwa für Programme und Koordination, Nicht-Regierungsorganisationen, zwischenstaatliche Behörden, Entwicklungspolitik, öffentliche Verwaltung, internationale Steuergesetzgebung, globale geospatiales Informationsmanagement, geografische Namen, den Transport gefährlicher Güter und die Klassifizierung und Bezeichnung von Chemikalien, internationale Standards für Buchhaltung und das Berichtswesen, die Ernährung, Ureinwohner, Umweltverschmutzung sowie die Steuerung, Kontrolle und Koordination unterschiedlicher weiterer Programme.25


Die Vereinten Nationen bezeichnen dieses Sammelsurium als die „UNO-Familie der Organisationen“ 26 Von der Friedenssicherung und den Menschenrechten über die Bevölkerungsentwicklung, die Frauenrechte, Gewerkschaften und indigene Völker bis hin zu Fragen des globalen Lebensstandards und der Forstwirtschaft gibt es nichts, womit sich das Economic and Social Council nicht befasst. Allein das Regelwerk, wie die verschiedenen Aktivitäten des Wirtschafts- und Sozialrats zusammenwirken, umfasst 50 Seiten.27


Der Wirtschafts- und Sozialrat trifft sich einmal im Jahr für die Dauer von vier Wochen und gibt im Anschluss daran eine Erklärung mit Empfehlungen heraus, wie die Welt zu verbessern sei. Beinahe nichts davon ist verkehrt, ganz im Gegenteil, vieles davon erscheint nützlich, sinnvoll und erstrebenswert. aber ebenso deutlich muss man leider feststellen: Fast nichts davon zeigt eine erkennbare Wirkung. Das hängt auch damit zusammen, dass sich der Wirtschafts- und Sozialrat um vieles kümmert, aber nicht um die Wirtschaft, schon gar nicht um mit der Wirtschaft untrennbar verbundene Finanz- und Handelsfragen, wie an anderer Stelle in diesem Buch dargelegt wird. Dem entsprechend sind die meisten der beim Wirtschafts- und Sozialrat engagierten Nicht-Regierungsorganisationen auf Soziales fokussiert; nur wenige wie zum Beispiel das Diplomatic Council, in dessen Verlag das vorliegende Buch erschienen ist, verfügen über eine Wirtschaftskompetenz


Das Sekretariat


Das Sekretariat mit seinen mehr als 40.000 Mitarbeitenden ist das administrative Zentrum der Vereinten Nationen. Es hat neben dem Hauptsitz in New York auch Vertretungen in Genf, Nairobi und Wien. Es ist in Dutzende Büros und Abteilungen untergliedert, die sich mit spezifischen Themenfeldern wie Friedensmissionen, wirtschaftlicher Entwicklung oder regionalen Problemen beschäftigen. Es gibt kaum ein Thema auf der Welt, mit dem sich die UNO nicht auf die eine oder andere Art und Weise beschäftigt, was ihr den Ruf der größten Bürokratie der Welt eingebracht hat.


An der Spitze der Verwaltung steht der Generalsekretär, der in der Öffentlichkeit häufig als das Gesicht der UNO wahrgenommen wird. Der Handlungsspielraum und Zuständigkeitsbereich des Generalsekretärs sind in Artikel 99 der Charta bewusst allgemein formuliert, um dessen Eigenständigkeit zu wahren. Seine politischen Entscheidungsbefugnisse sind dennoch stark beschränkt, er ist der Sache nach sozusagen der oberste Erfüllungsgehilfe der Staatengemeinschaft. In der äußeren Wirkung ist das Amt als Verkörperung der UNO-Ideale allerdings mit großem moralischem Gewicht ausgestattet. Umso bedauerlicher ist es, dass die Besetzung dieser Position alles andere als demokratisch vonstatten geht. Es liegt nämlich ausschließlich beim UNO-Sicherheitsrat, einen Kandidaten für das Amt vorzuschlagen, der dann immerhin von der UNO-Generalversammlung gewählt wird.28


Hinterzimmer-Diplomatie


In der Praxis läuft dies auf Hinterzimmer-Diplomatie hinaus. Die permanenten Mitgliedsstaaten im Sicherheitsrat klüngeln unter der Ausnutzung ihres Vetorechts einen Kompromisskandidaten aus, der von der Staatengemeinschaft nur noch abgenickt wird. Man könnte auch sagen: Diese Art der „Wahl“ drückt die wahren Machtverhältnisse auf der Welt aus, vor allem aber innerhalb der Vereinten Nationen. China, Frankreich, Großbritannien, Russland und die USA werden von ihrem historischen Privileg nicht ablassen wollen, so dass es wohl bis zum Ende der UNO bei dieser Vorgehensweise bleiben wird.


2016 jedenfalls blieb die Kampagne „1 for 7 billion – find the best UN leader“, mit der eine Gruppe von 750 internationalen Nicht-Regierungsorganisationen, die mehr als 170 Millionen Menschen weltweit vertraten, eine transparente und demokratische Wahl des Generalsekretärs forderte, wirkungslos.


Am Ende war der Portugiese António Guterres der Kompromisskandidat, der von Anfang an als klarer Favorit galt, wie die US-amerikanische UN-Botschafterin Samantha Power und der russische Botschafter Witali Tschurkin bestätigten. In der ersten Auswahlrunde 2016 standen übrigens 13 Kandidaten zur Disposition, darunter sieben Frauen. In den ersten 75 Jahren der Vereinten Nationen war die Position des UNO-Generalsekretärs ausschließlich von Männern besetzt.29


Die Generalsekretäre


Erster Generalsekretär der UNO war der britische Diplomat Sir Gladwyn Jebb; er war gar nicht erst gewählt, sondern von den Siegermächten des Zweiten Weltkriegs ernannt worden.30 Daher gilt sein Nachfolger Trygve Halvdan Lie als erster offizieller Generalsekretär, der am 1. Februar 1946 vom UNO-Sicherheitsrat bestimmt wurde.31


Der norwegische Jurist war augenscheinlich sowohl für den Westen wegen seines Aufenthaltes in London – er war nach dem Angriff Hitler-Deutschlands auf Norwegen nach England ins Exil gegangen – als auch für die Sowjetunion wegen seiner Beteiligung an einer eher linksgerichteten norwegischen Regierung – er war Justiz-, Handels- und Außenminister Norwegens in der kommunistisch-sozialistischen Arbeiterpartei – akzeptabel.


Trygve Halvdan Lie war während seiner gesamten Amtszeit vor allem damit beschäftigt, das Sekretariat auszubauen und die Vereinten Nationen in ihrem Hauptquartier in New York arbeitsfähig zu machen. Darüber hinaus wurden in seiner Zeit eine Reihe von Sonder- und Hilfsorganisationen ins Leben gerufen, um den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete – vor allem in Europa – zu erleichtern. Einen Höhepunkt jener Jahre bildete die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die am 10. Dezember 1948 von der Generalversammlung einstimmig angenommen wurde.32


Weitere Generalsekretäre in den ersten 75 Jahren der UNO waren Dag Hammarskjöld aus Schweden (1953-1961), Sithu U Thant aus Birma (1961-1971), Kurt Waldheim aus Österreich (1972-1981), Javier Pérez de Cuéllar aus Peru (1982-1991), Boutros Boutros-Ghali aus Ägypten (1992-1996), Kofi Annan aus Ghana (1997-2006), Ban Ki-moon aus Südkorea (2007-2016) und António Guterres aus Portugal (seit 1. Januar 2017). Sie nahmen ihre Aufgaben mit jeweils sehr unterschiedlicher Autorität wahr und ihre Geschichten waren äußerst verschieden.


Der Schwede Dag Hammarskjöld fiel einem Attentat zum Opfer, von dem bis heute nicht klar ist, ob und gegebenenfalls in welchem Ausmaß die USA dahinter steckten.


Der Tod des Generalsekretärs


Am 18. September 1961 starb UNO-Generalsekretär Dag Hammarskjöld bei einem Flugzeugunfall nahe der afrikanischen Stadt Ndola, im Grenzgebiet zwischen der abtrünnigen kongolesischen Provinz Katanga und Nordrhodesien, dem heutigen Sambia. Die Gründe für den Absturz der von Transair Sweden gemieteten Douglas DC-6B konnten bis heute nicht aufgeklärt werden.33 Hartnäckig halten sich die Gerüchte, das Flugzeug des UNO-Generalsekretärs sei von Geheimdiensten unter Mitwirkung der US-amerikanischen Central Intelligence Agency (CIA) zum Abschuss freigegeben worden.

OEBPS/Images/cover.jpg
UNO

Macht und Ohnmacht
der Vereinten Nationen

Andreas Dripke
Hang Nguyen





